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Auf die Frage nach der künftigen Rolle der
Europäischen Union finden sich in den
Kommentaren der internationalen Me-
dien und der wissenschaftlichen Literatur
drei verschiedene Antworten.

Nach der ersten – eher amerikafreund-
lichen – These ist die EU in eine schwierige
Lage geraten und wird keine Veränderung
herbeiführen können, erst recht nicht in
der Ära Obama. Denn die eigentlichen Ent-
scheidungen finden nach dem »hub and
spokes«-Schema um die USA herum statt:
zu aller erst mit China, an zweiter Stelle im
Dialog über nukleare Abrüstung mit Russ-
land, an dritter Stelle durch die latein-
amerikanische Initiative von April (die so-
gar den Dialog mit Kuba vorsieht), an vier-
ter Stelle mit dem Verhandlungsangebot
an den Iran und andere Konfliktparteien.
Letztlich sei es gelungen, die leadership der
USA wiederherzustellen, sozusagen wie in
einer Katharsis nach acht Jahren Bush und
zum Nachteil des von der EU nach 1989 ge-
wonnenen Einflusses. Paradoxerweise hät-

te gerade die explizite Übernahme des mul-
tilateralen Ansatzes und der politischen
und ökonomischen Orientierungen der EU
durch den neuen Präsidenten Barack Oba-
ma – Orientierungen, mit denen sich die
EU acht Jahre lang gegen den Unilateralis-
mus der Regierung G.W. Bush gestellt hatte
– zu einer Entleerung der europäischen po-
litischen Identität geführt, die sich nun-
mehr als reaktiv und unspezifisch, als Anti-
identität und nicht als positive und kon-
struktive enthüllen würde. Zudem würde
Europa an Vertrauenswürdigkeit einbüßen,
da es sich als unfähig erweise, mit Obamas
Tempo mitzuhalten und auf dessen zwei
zentrale Forderungen positiv zu reagieren:
Einerseits die Forderung, mehr gegen die
ökonomische Krise zu tun und die Staats-
haushalte für einen energischen Wirt-
schaftsaufschwung einzusetzen (also 3 %
des BIP und nicht nur 1,5 % wie im Plan der
EU-Kommission, die von Angela Merkel
gebremst wird).Auf der anderen Seite steht
die Reserviertheit gegenüber der Forde-
rung nach mehr Truppen in Afghanistan,
auch in den gefährlichen östlichen Gebie-
ten, in denen die Taliban die Unterstützung
der Bevölkerung genießen und ihre Hoch-
burgen haben.

Wie viel Wahrheit steckt in dieser
These? Tatsächlich ist Europa geteilt: Einige
Regierungen betreiben eine Art Nabel-
schau; andere klammern sich an den Rock-
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zipfel der G8, nostalgische Verteidiger einer
vergangenen Zeit, in der sie überrepräsen-
tiert waren (Berlusconi), verteidigen eine
Aufteilung der Stimmen im Internationaler
Währungsfonds, in der Belgien mehr zählt
als Indien, oder kritisieren Obama für die
»ausgestreckte, allzu ausgestreckte Hand zu
den Gesprächspartnern«, nachdem Europa
zuvor die manichäische »Achse des Bösen«
von Bush immer kritisiert hatte.

Sicher, es ist nicht mehr der Unipo-
larismus von G. W. Bush – der vielleicht
für immer besiegt ist –, keine Neuauflage
der Thesen über das »Imperium USA«
(deren Autoren auf der Rechten wie der
extremen Linken in sich gehen sollten),
sondern eine realistischere und faszinie-
rendere leadership der USA, die sich mit
Obama durchsetzt – eine Führerschaft, die
für Europa aufreibend ist und dessen Nie-
dergang beschleunigt.

Das Jahrhundert Asiens
und der BRIC-Staaten

Nach der zweiten These, die vor allem
(aber nicht nur) in verschiedenen Schwel-
lenländern kursiert,wird der Westen insge-
samt nach der Finanzkrise und den Nie-
derlagen im Irak und Afghanistan durch
die politische und moralische Diskredi-
tierung und den nachfolgenden Nieder-
gang in Mitleidenschaft gezogen. Ein Ver-
trauensverlust der USA und der EU,der die
Kräfteverhältnisse innerhalb der globalen
governance in Richtung neuer ökonomi-
scher Giganten und einer multipolaren
Welt verschoben hätte. Nicht nur ist die G8
tot, sondern auch die G20 kann nur dank
der Länder der südlichen Erdhalbkugel,
vor allem Chinas, Indiens und Brasiliens,
wirksam funktionieren. Das binnenwirt-
schaftliche Unterfangen Obamas ist fragil
und hängt, wie die chinesischen Zeitungen
in den Tagen des Besuchs von Hillary Clin-
ton im Februar klargemacht haben, vom
guten Willen des chinesischen Gläubigers

ab. Die iranische Krise liegt in der Hand
der Kooperation mit Russland; die korea-
nische in der Hand der Chinesen, dem
Zünglein an der Waage bei den »Sechs-
Parteien-Gesprächen«, die israelisch-pa-
lästinensische hängt vom guten Willen der
syrischen und iranischen Gesprächspart-
ner ab. Auch in diesem zweiten Szenario,
d.h. einer Neuanpassung der multipolaren
balance of power, ist die EU zum Nieder-
gang verurteilt, demografisch schwach, po-
litisch geteilt, ohne militärische Macht und
immer mehr an den Rand einer Welt ge-
drängt, deren Achse sich vom Atlantik zum
Pazifik verschiebt. Das »asiatische Jahrhun-
dert« des Buches von Montabani räumt
nur noch den USA, wenngleich zurechtge-
stutzt, einen Platz ein.

Zwischen Understatement
und neuen Ambitionen

Die dritte und mir plausibelste Art, Eu-
ropas Rolle angesichts der außergewöhn-
lichen Herausforderungen für die globale
governance zu sehen, besteht darin, die all-
mähliche und widersprüchliche, aber reale
und unwiderrufliche Durchsetzung einer
neuen europäischen Zivilmacht zur Kennt-
nis zu nehmen. Ein unaufdringliches aber
wirkliches und authentisches Beispiel einer
regionalen governance der Globalisierung,
der es gelingt, mit der Welt um sich herum
in Verbindung zu bleiben. Dies wird durch
mehrere Fakten bestätigt:

Erstens: Es geht darum, sich der Tat-
sache bewusst zu werden, dass der spek-
takuläre Wandel der US-amerikanischen
Politik ein Sieg für uns Europäer ist, zu-
vörderst der Millionen von Menschen, die
zwischen 2002 und 2005 auf die Straße ge-
gangen sind,aber auch der politischen und
kulturellen Kräfte und Regierungen (zum
Beispiel der Regierung Schröder-Fischer),
die dem unerhörten amerikanischen poli-
tischen Druck und der schwersten Krise
der atlantischen Beziehungen im Namen
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des Multilateralismus,gegen den Clash der
Zivilisationen, den präventiven Krieg, den
Unilateralismus stand gehalten haben.

Zweitens: Es geht darum festzuhalten,
dass die EU für die aktuelle Finanz- und
Wirtschaftskrise sicher weniger verant-
wortlich zu machen ist als die USA, denn
sie hat die 30-jährige Deregulierungskultur
von Reagan-Bush, der Schule der Chicago
Boys, nicht mitgemacht, wonach der Staat
und die öffentliche Gewalt Teil des Prob-
lems und nicht der Lösung sind.Auch dank
des Sozialstaats, seiner technischen Kapa-
zität und der gemeinsamen »Strategie von
Lissabon« für die Modernisierung (2000-
2010) hat sich Europa bewusst für eine
ausgewogene Vision des technologischen
Wettbewerbs entschieden – eines Wettbe-
werb, der die Werte des gesellschaftlichen
Zusammenhalts nicht in Frage stellt, eine

Reform des Sozialstaats im Rahmen der
Globalisierung, die diesen Sozialstaat nicht
demontiert (siehe Rodrigues: Europe, glo-
balization and the Lisbon Agenda, 2009).
Folglich hat das soziale europäische Modell
in den euphorischen Jahren der Deregu-
lierung standgehalten und wird heute, im
Brennpunkt der Krise, von Amerikanern
und Chinesen mit Interesse beobachtet.Die
Euro-Zone bildet eine beneidenswerte In-
sel der Stabilität. Es ist beachtlich, dass die
Region Europa im Rahmen der Globali-
sierung nicht nur dynamisch überlebt hat,
sondern, ohne besonders arrogant zu sein,
anderen regionalen Organisationen den
Weg weist, auch wenn diese ihren eigenen
Weg gehen: Mercosur/Unasur; ASEAN,
Afrikanische Union etc.

Drittens: Dieses Europa, »das Skandi-
navien der Welt«, ist durchaus kein Ver-
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fechter einer »pax bruxellesis« nach der pax
americana und pax britannica. Es gehört
zur Avantgarde des Dialogs und neuer -
internationaler Kooperationssysteme: Es
übernimmt die leadership im Kyoto-Pro-
zess (besonders nach der deutschen Prä-
sidentschaft von 2007 und dem Treffen von
Bali), verteidigt die Menschenrechte auf
globaler Ebene, stößt den Internationalen
Strafgerichtshof an, bildet eine Streitmacht
für Frieden und Zusammenarbeit, ein Mo-
dell für die Konfliktprävention, übernimmt
die Initiative für den Waffenstillstand zwi-
schen Russland und Georgien und lanciert
das Projekt der G20 auf dem Treffen von
Washington von November 2008.

Ohne die Hegemonie der USA ersetzen
zu wollen, ist die EU de facto eine Vorreite-
rin für ein schwieriges aber mögliches
Erneuerungsprojekt.

Also alles in Ordnung? Keinesfalls:
denn wir haben es mit einer globalen und
beispiellosen Krise und politisch gefähr-
lich instabilen Welt zu tun. Um auf dem
europäischen Weg weiterzukommen, müs-
sen zwei Bedingungen gegeben sein, eine
äußere und eine innere:

Die äußere ist, dass weiterhin die euro-
päische Fähigkeit gefragt ist, nicht nur die
USA, sondern auch andere große global
player in das Spiel multilateraler Koope-
ration und die Stärkung einer gerechteren
governance einzubeziehen; Amerikaner,
Chinesen, Inder, Brasilianer etc. weiter von
der Möglichkeit eines neuen Multilatera-
lismus zu überzeugen – eines posthege-
monialen Multilateralismus auf der Basis
gemeinsamer leadership und einer Stär-
kung regionaler und globaler Institutio-
nen von breiter Repräsentanz und Wirk-
samkeit. Die Konsolidierung der G20, die
Reform des Internationaler Währungs-
fonds, die Reform der Vereinten Nationen
und die Kohärenz der Institutionen globa-
ler governance gegen ökonomische Krisen,
Armut, globale Erwärmung, lokale Kon-
flikte werden die Bewährungsprobe sein.

Die innere Bedingung ist, dass die Eu-

ropäische Union sowohl als Modell (im
wertfreien Sinne Max Webers) als auch als
glaubwürdiger Akteur auf die anderen
noch immer überzeugend wirkt. Und dass
sie daher den kurzfristigen Kampf gegen
die Krise mit den mittel- und längerfristi-
gen Strukturreformen für eine Wissens-
gesellschaft, welche die anderen Modelle
nicht einfach kopiert, in Einklang bringen
kann; die vom Lissaboner Vertrag vorgese-
hene institutionelle Reform als notwendi-
ge Voraussetzung für zusätzliche Erweite-
rungen zu Ende führt; und ein praktisches
Modell im Kampf gegen die Erderwär-
mung und für eine nachhaltige Entwick-
lung darstellt.

Mehr kulturelle Autonomie –
mehr Mut

Die Herausforderungen sind von beängs-
tigender Schwierigkeit, jedoch durchaus zu
bewältigen, wenn man die Macht und das
Gewicht Europas, die Wirtschafts-, Han-
dels- und Finanzkraft der Kooperation, des
Wissens bedenkt. Es geht um ein europä-
isches Projekt, das den Verstand und auch
die Herzen der Bürger ansprechen, Hoff-
nung wecken und der europäischen Integ-
ration einen neuen Sinn geben kann. Um
aber die Interessen und Ideale der Euro-
päischen Union behaupten zu können, ist
etwas mehr kulturelle Autonomie und
auch mehr Mut nötig, um gegen diejenigen
vorzugehen, die den epochalen Umbruch
nicht wahrhaben wollen, aber auch gegen
diejenigen, die – im Unterschied zur Auf-
bruchstimmung so vieler Amerikaner, In-
der, Chinesen und Brasilianer – nichts an-
deres tun, als Nihilismus zu verbreiten: die
verschiedenen Experten der Verzweiflung,
die nostalgischen Spenglerianer des Unter-
gangs Europas, die Vertreter der roman-
tischen Theologie der Krise, seien sie nun
konservativ oder linksextrem.

(Aus dem Italienischen von Rüdiger
Hentschel.)


